
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums der Finanzen

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Matthias Lammert (CDU)
– Drucksache 18/13989 –

Steuerhinterziehung durch sog. Influencer in Rheinland-Pfalz

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/13989 – vom 26. Januar 2026 hat folgenden Wortlaut:

Die Kleine Anfrage - Drucksache 18/13909 – wurde in Teilen unzureichend beantwortet. So wurde z. B. die Frage nicht beant-
wortet, auf wie hoch die Landesregierung den Steuerschaden schätzt, der in Rheinland-Pfalz durch Influencer verursacht wurde, 
zudem blieb die Frage unbeantwortet, was in Fällen konkret unternommen wird, wo Influencer nicht über eine Steuernummer 
oder über eine Gewerbeanmeldung verfügen.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Zu welchen Strafen wurden die Influencer oder sonstige Social-Media-Akteure verurteilt, gegen die im Jahr 2025 107 Steuerstraf-

verfahren eingeleitet worden sind?
2.	 Wie viele Steuerstrafverfahren wurden im Jahr 2026 gegen Influencer oder sonstige Social- Media-Akteure eingeleitet?
3.	 Warum informiert die Finanzverwaltung grundsätzlich nicht die kommunalen Gewerbebehörden über die Durchführung eines 

Gewerbeuntersagungsverfahrens bei Steuerstrafverfahren?
4.	 Bei wie vielen der im Jahr 2025 durchgeführten 107 Steuerstrafverfahren gegen Influencer oder sonstige Social-Media-Akteure 

hat die Finanzverwaltung bei den kommunalen Gewerbebehörden die Durchführung eines Gewerbeuntersagungsverfahrens 
angeregt?

5.	 In welcher Höhe hat die Finanzverwaltung in den Jahren 2025 und 2026 Steuerforderungen im Nachgang festgesetzt?
6.	 Auf wie hoch schätzt die Landesregierung den Steuerschaden, der in Rheinland-Pfalz durch Influencer verursacht wurde?
7.	 Warum meldet die Finanzverwaltung nicht die Influencer und sonstige Social-Media-Akteure, die über keine Gewerbeanmel-

dung verfügen den kommunalen Gewerbebehörden, damit diese sie dann zur Anmeldung auffordern können?

Das Ministerium der Finanzen hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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An den
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Rheinland-Pfalz
Herrn Hendrik Hering
Platz der Mainzer Republik 1
55116 Mainz

DIE MINISTERIN

Kaiser-Friedrich-Straße 5
55116 Mainz
Postfach 33 20
55023 Mainz
Telefon 06131 16-4302
Telefax 06131 16-4300
Doris.Ahnen@fm.rlp.de
www.fm.rlp.de

11. Februar 2026

Kleine Anfrage Drs. 18/13989 des Abgeordneten Matthias Lammert (CDU)
„Steuerhinterziehung durch sog. Influencer in Rheinland-Pfalz“

Sehr geehrter Herr Präsident,

die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: 
In den 107 Steuerstrafverfahren, die in 2025 geführt wurden, wurden bisher in 5 Fällen 
Mehrsteuern festgestellt. Hiervon entfiel in 3 Strafverfahren aufgrund wirksamer 
Selbstanzeige eine Bestrafung. In einem Verfahren wurde eine Geldstrafe i. H. v.
22.000 Euro festgesetzt. Ein Strafverfahren wird voraussichtlich wegen Geringfügig-
keit nach § 153 der Strafprozessordnung eingestellt. 39 Verfahren sind noch offen. 

Zu Frage 2:
Da keine unterjährigen Statistiken erstellt werden, ist für 2026 noch keine Aussage 
möglich. 

Zu Frage 3: 
Da die Finanzämter mangels eigener Zuständigkeit keine Gewerbeuntersagungsver-
fahren durchführen, wird die Frage dahingehend ausgelegt, dass sie auf die Mitteilung 
über Steuerstrafverfahren zum Zwecke der Durchführung eines Gewerbeuntersa-
gungsverfahrens abzielt. 

Die Einleitung eines Steuerstrafverfahrens unterliegt dem Steuergeheimnis (§ 30 der 
Abgabenordnung – AO). Eine Durchbrechung des Steuergeheimnisses ist nur mög-
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lich, wenn sie gesetzlich zugelassen ist. Eine konkrete, durch Bundesgesetz oder Eu-
roparecht geregelte Offenbarungsbefugnis oder gar Mitteilungspflicht gegenüber den 
Gewerbebehörden gibt es diesbezüglich jedoch nicht. Daher sind die Finanzämter 
grundsätzlich nur dann berechtigt, aber nicht verpflichtet, ein Gewerbeuntersagungs-
verfahren gegenüber den zuständigen kommunalen Gewerbebehörden anzuregen, 
wenn ein zwingendes öffentliches Interesse gegeben ist (Fall des § 30 Abs. 4 Nr. 5 
AO).  

Neben dem Gebot der Verhältnismäßigkeit sind Maßstab hierfür die Anforderungen 
des Gewerberechts an die Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden. Erforderlich ist 
daher stets eine Zukunftsprognose, ob der Gewerbetreibende keine Gewähr dafür 
bietet, dass er das Gewerbe künftig ordnungsgemäß ausüben wird. Steuerrechtliche 
Sachverhalte sind somit nur dann gewerberechtlich von Bedeutung, wenn aus ihnen 
auf ein künftiges nicht ordnungsmäßiges Verhalten geschlossen werden kann. Für 
diese Prüfung sind sowohl der Sachverhalt, der zur Einleitung des Steuerstrafverfah-
rens geführt hat, als auch das Ergebnis des Verfahrens sowie das Verhalten des 
Steuerpflichtigen nach dem Verfahren zu betrachten. Daher kann nicht bei jedem ein-
geleiteten Steuerstrafverfahren von vorneherein von einem zwingenden öffentlichen 
Interesse bzw. einer Offenbarungsbefugnis ausgegangen werden. 

Zu Frage 4:  
In keinem der bereits abgeschlossenen 5 Strafverfahrensfällen mit Mehrergebnis aus 
2025 wurde bei den kommunalen Gewerbebehörden die Durchführung eines Gewer-
beuntersagungsverfahrens angeregt.  

Zu Frage 5: 
Es wird auf die Antwort zu Frage 5 der Kleinen Anfrage 18/13765 verwiesen. 
Mangels unterjähriger Statistikführung ist für 2026 noch keine Aussage möglich.  

Zu Frage 6: 
Die Antwort auf Frage 4 der Kleinen Anfrage 18/13765 wird wie folgt erläutert:  
Aufgrund der ungewissen Dunkelziffer nicht erfasster bzw. mit einer abweichenden 
Berufsbezeichnung erfasster Social-Media-Akteure fehlt es an einer belastbaren 
Schätzungsgrundlage. Zudem handelt es sich um ein noch recht junges Berufsbild 
und Prüfungsfeld, so dass pauschale Hochrechnungen bisheriger Prüfungsfeststel-
lungen nicht zielführend erscheinen.    

Rheinlandpfalz 
MINISTERIUM DER FINANZEN 
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Zu Frage 7:  
Eine gesonderte Mitteilungsverpflichtung für diese Fälle existiert nicht. Unabhängig 
davon stünde einer etwaigen Mitteilung mangels besonderer Offenbarungsbefugnis 
das Steuergeheimnis entgegen. Allerdings erlangt die für die Gewerbesteuerfestset-
zung zuständige Kommunalbehörde über die Mitteilung des Gewerbesteuermessbe-
trags regelmäßig Kenntnis von nicht angemeldeten Gewerbetreibenden.  

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Doris Ahnen 
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